
 
 

 

 

Bern, 23. September 2016 
 
Adressaten: 
die politischen Parteien 
die Dachverbände der Gemeinden, Städte und Berggebiete 
die Dachverbände der Wirtschaft 
die interessierten Kreise 
 
 
Änderung der Verordnung über die Verrechnungssteuer (Konzernfinanzie-
rung); Eröffnung des Vernehmlassungsverfahrens 
 
Sehr geehrte Damen und Herren 
 
Der Bundesrat hat am 23. September 2016 das EFD beauftragt, bei den Kantonen, 
den politischen Parteien, den gesamtschweizerischen Dachverbänden der Gemein-
den, Städte und Berggebiete, den gesamtschweizerischen Dachverbänden der Wirt-
schaft und den interessierten Kreisen ein Vernehmlassungsverfahren zur Verord-
nung über die Verrechnungssteuer (Konzernfinanzierung) durchzuführen.  
 
Die Vernehmlassungsfrist dauert bis 23. Dezember 2016. 
 
Nach geltendem Recht fallen bei Finanzierungen innerhalb eines Konzerns grund-
sätzlich Verrechnungssteuern an. Dieser Umstand stellt im internationalen Vergleich 
einen Nachteil dar und schwächt den Unternehmensstandort  Schweiz. Die Folge ist, 
dass die Konzernfinanzierung im Ausland stattfindet (inkl. Wertschöpfung, Arbeits-
plätze etc.). 
Mit der per 1. August 2010 in Kraft getretenen Änderung der Verordnung über die 
Verrechnungssteuer (VStV) wurde eine teilweise Verbesserung erreicht, indem kon-
zerninterne Guthaben von der Verrechnungssteuer ausgenommen werden (Art. 14a 
VStV). Nicht von der Ausnahmeregelung profitieren können Schweizer Konzerne, die 
eine Obligation über eine ausländische Konzerngesellschaft begeben, welche von ei-
ner inländischen Konzerngesellschaft garantiert wird. Damit soll verhindert werden, 
dass die über eine Obligation aufgenommenen Mittel, deren Zinsen nicht der Ver-
rechnungssteuer unterliegen, mittels konzerninterner Finanzierung in die Schweiz 
fliessen. 
 
Die vom Bundesrat im Dezember 2014 in die Vernehmlassung geschickte Reform 
der Verrechnungssteuer (Wechsel zum Zahlstellenprinzip) würde die heutigen Prob-
leme grundsätzlich und nachhaltig lösen. Die Reform ist allerdings derzeit sistiert 
(Abwarten des Ausgangs der Abstimmung zur Volksinitiative "Ja zum Schutz der Pri-
vatsphäre"; Abstimmungstermin nach heutigem Stand frühestens 2017) und der wei-
tere Zeitplan ungewiss.  
 
Vor diesem Hintergrund schlägt der Bundesrat vor, im Sinne einer kurzfristig reali-
sierbaren Massnahme die im Jahre 2010 eingeführte Änderung der VStV zu präzisie-
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ren, um die Attraktivität des Standorts Schweiz zu stärken. Die geltende Bestim-
mung, wonach im Konzernverhältnis beim Vorliegen einer inländisch garantierten 
Auslandsemission jede Mittelweiterleitung in die Schweiz dazu führt, dass Artikel 14a 
Absatz 1 VStV nicht mehr zur Anwendung gelangen kann und daher im Ergebnis 
Zinszahlungen auf konzerninternen Guthaben nach den allgemeinen Regelungen der 
Verrechnungssteuer unterliegen, soll relativiert werden. 
 
Eine Weiterleitung von Mitteln der ausländischen Emittentin an eine in der Schweiz 
ansässige Konzerngesellschaft im Umfang von höchstens dem Eigenkapital der 
emittierenden ausländischen Gesellschaft soll möglich sein, ohne dass damit die 
Qualifikation von Artikel 14a Absatz 1 VStV in Frage gestellt würde. Eine über das Ei-
genkapital hinausgehende Weiterleitung von Mitteln aus der ausländischen Emission 
an eine schweizerische Konzerngesellschaft wird jedoch weiterhin dazu führen, dass 
die Zinszahlungen im Rahmen von konzerninternen Finanzierungstätigkeiten der 
schweizerischen Konzerngesellschaft in Anwendung von Artikel 4 Absatz 1 Buchsta-
ben a und d VStG der Verrechnungssteuer unterliegen.  
 
Das Vernehmlassungsverfahren wird elektronisch durchgeführt. Die Vernehmlas-
sungsunterlagen können bezogen werden über die Internetadresse:  
 
http://www.admin.ch/ch/d/gg/pc/pendent.html. 
 
Wir sind bestrebt, die Dokumente im Sinne des Behindertengleichstellungsgesetzes 
(BehiG; SR 151.3) barrierefrei zu publizieren. Wir bitten Sie höflich, Ihre Stellung-
nahme elektronisch (bitte nebst einer PDF-Version auch eine Word-Version) innert 
der Vernehmlassungsfrist an folgende E-Mail-Adresse zu senden:  
 
vernehmlassungen@estv.admin.ch 
 
Für allfällige Rückfragen und Informationen steht Ihnen Frau Simone Bischoff, Pro-
jektleiterin, Tel. 058 462 73 69, gerne zur Verfügung. 
 
 
Freundliche Grüsse  
 
 
 
 
Ueli Maurer 
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